Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2913 


Sachgebiet 7 


Vorblatt 


Verlängerung des Abkommens 
über den Handelsverkehr 
und die technische Zusammenarbeit 
zwischen der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Libanon 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Libanesischen Repu- 
blik andererseits für drei Jahre geschlossene Abkommen über 
den Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit ist am 
30. Juni 1971 abgelaufen und soll verlängert werden. 


B. Lösung 

Der Ministerrat der EG hat die Verlängerung des Abkommens 
um ein weiteres Jahr auf der Grundlage des alten Abkommens 
beschlossen. Die Verlängerung des Abkommens wurde zwi- 
schen den Vertragspartnern in Form eines Briefwechsels ver- 
einbart. 

Die in dem Abkommen geregelten Materien sind nicht in vollem 
Umfang durch die der Gemeinschaft nach dem EWG-Vertrag zu- 
stehende Vertragsschließungskompetenz gedeckt. Deshalb er- 
bittet die Bundesregierung die Zustimmung des Bundestages zu 
dem am 22. Juli 1971 beschlossenen Verlängerungsabkommen. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Das Abkommen hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die 
öffentlichen Haushalte. 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6 Deze mber 1971 

1/4 (IV/2) — 651 00 — Ab 6/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlosse- 
nen 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 22. Juli 1971 zur 
Verlängerung des Abkommens vom 21. Mai 
1965 über den Handelsverkehr und die 
technische Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten einerseits und der 
Libanesischen Republik andererseits 


mit Begründung. Der Wortlaut des Abkommens in Form eines 
Briefwechsels vom 22. Juli 1971 und eine Denkschrift zum Ab- 
kommen sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Der Bundesrat hat in seiner 374. Sitzung am 3. Dezember 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 22. Juli 1971 
zur Verlängerung des Abkommens vom 21. Mai 1965 
über den Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten einerseits 
und der Libanesischen Republik andererseits 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 22. Juli 1971 von der Bundes- 
republik Deutschland Unterzeichneten Abkommen 
zur Verlängerung des Abkommens vom 21. Mai 1965 
über den Handelsverkehr und die technische Zusam- 
menarbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den Mitgliedstaaten einerseits und 
der Libanesischen Republik andererseits sowie der 
Erklärung, die die Bundesregierung anläßlich der 
Unterzeichnung des Abkommens abgegeben hat, 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die - Bundesregierung wird ermächtigt, künftige 
Vereinbarungen über die Verlängerung des Abkom- 
mens vom 21. Mai 1965 über den Handelsverkehr 
und die technische Zusammenarbeit zwischen der 


Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mit- 
gliedstaaten einerseits und der Libanesischen Repu- 
blik andererseits nach dessen Artikel XII Satz 2 
durch Rechts Verordnung in Kraft zu setzen, 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach dem in 
ihm vorgesehenen Termin sowie die Erklärung für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen wird sowohl von der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft als auch von den Mitglied- 
staaten dieser Gemeinschaft abgeschlossen, weil die 
in dem Abkommen geregelten Materien nicht in 
vollem Umfange durch die der Gemeinschaft nach 
dem EWG-Vertrag zustehende Vertragsschließungs- 
kompetenz gedeckt sind. Hinsichtlich dieser durch 
die Gemeinschaftskompetenz nicht erfaßten Mate- 
rien bedarf das Abkommen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Auch für den Fall, daß die z. Z. laufenden Verhand- 
lungen zwischen der Gemeinschaft und Libanon zum 
Abschluß eines Präferenzabkommens erfolgreich be- 
endet werden können, ist an weitere Verlängerun- 
gen des Abkommens vom 21. Mai 1965 für die Ver- 
tragsmaterie zu denken, die das Präferenzabkommen 
der Gemeinschaft selbst nicht erfaßt. Aus diesem 


Grund empfiehlt es sich, die Bundesregierung zu er- 
mächtigen, künftige Vereinbarungen über eine Ver- 
längerung des Abkommens vom 21. Mai 1965 durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden. Das gleiche gilt für spätere, durch 
Rechtsverordnungen in Kraft zu setzende Vereinba- 
rungen über die Verlängerung des Abkommens. Das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach dem in ihm vorgesehenen Termin in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 

zur Verlängerung des Abkommens über den Handelsverkehr 
und die technische Zusammenarbeit 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten einerseits 
und der Libanesischen Republik andererseits 


A. Schreiben an die libanesischen Behörden 


Brüssel, den 22. Juli 1971 

Herr Botschafter! 


Unter Bezugnahme auf Artikel XII des am 21. Mai 1965 
in Brüssel Unterzeichneten Abkommens über den Han- 
delsverkehr und die technische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mit- 
gliedstaaten einerseits und der Libanesischen Republik 
andererseits beehren wir uns, Ihnen im Namen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
mitzuteilen, daß der Rat und die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten damit einverstanden sind, das genannte Ab- 
kommen mit Wirkung vom 1. Juli 1971 an um ein Jahr 
zu verlängern. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften wird der 
Regierung der Libanesischen Republik den Abschluß der 
internen Verfahren notifizieren, die innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wie auch in den Mit- 
gliedstaaten für das Inkrafttreten des vorliegenden Ab- 
kommens erforderlich sind. 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf diese Notifizierung folgt. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten und der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften erklären sich bereit, das 
vorliegende Verlängerungsabkommen, jeweils soweit es 
sie betrifft, nach ihren eigenen Bestimmungen mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1971 an provisorisch anzuwenden, so- 
fern die Regieiung der Libanesischen Republik eine 
gleichartige Erklärung abgibt. 


B. Schreiben an den Präsidenten des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 

v Brüssel, den 22. Juli 1971 

Meine Herren, 

Mit Schreiben vom 22. Juli 1971 haben Sie im Namen 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Regierungen der Mitgliedstaaten folgendes mitgeteilt: 

„Unter Bezugnahme auf Artikel XII des am 21. Mai 
1965 in Brüssel Unterzeichneten Abkommens über den 
Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
Mitgliedstaaten einerseits und der Libanesischen Republik 
andererseits beehren wir uns, Ihnen im Namen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
mitzuteilen, daß der Rat und die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten damit einverstanden sind, das genannte 
Abkommen mit Wirkung vom 1. Juli 1971 an um ein Jahr 
zu verlängern. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften wird der 
Regierung der Libanesischen Republik den Abschluß der 
internen Verfahren notifizieren, die innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wie auch in den Mit- 
gliedstaaten für das Inkrafttreten des vorliegenden Ab- 
kommens erforderlich sind. 

Das Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in 
Kraft, der auf diese Notifizierung folgt. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten und der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften erklären sich bereit, das 
vorliegende Verlängerungsabkommen, jeweils soweit es 
sie betrifft, nach ihren eigenen Bestimmungen mit Wir- 
kung vom l.Juli 1971 an provisorisch anzuwenden, so- 
fern die Regierung der Libanesischen Republik eine 
gleichartige Erklärung abgibt." 

Ich beehre mich, Ihnen im Namen der Regierung der 
Libanesischen Republik mitzuteilen, daß auch sie mit 
der Verlängerung des vorgenannten Abkommens für ein 
Jahr einverstanden ist und sich bereit erklärt, das vor- 
liegende Verlängerungsabkommen, soweit es sie betrifft, 
nach ihren eigenen Bestimmungen mit Wirkung vom 
1. Juli 1971 an provisorisch anzuwenden. 
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Genehmigen Sie, Heri Botschafter, den Ausdruck un- Genehmigen Sie, meine Herren, den Ausdruck meiner 
serer ausgezeichneten Hochachtung. ausgezeichneten Hochachtung. 

Pour le Gouvernement du Royaume de Belgique Im Namen der Regierung der Libanesischen Republik 

Voor de Regering van het Koninkrijk Belgie Kesrouan Labaki 

J, van der Meuten 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
H.-G. Sachs 

Pour le Gouvernement de la Republique Franchise 
J.-M. Boegner 

Per il Governo della Repubblica Italiana 
G. Bombassei de Vettor 

Pour le Gouvernement du Grand-Duche de Luxembourg 
J. Dondelinger 

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden 
E. M. J. A. Sassen 

Im Namen des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
Au nom du Conseil des Communautes Europeennes 
A nome del Consiglio delle Comunitä Europee 
Namens de Raad van de Europese Gemeenschappen 
G. Bombassei de Vettor 
H. Sigrist 


Erklärung 

des Vertreters der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 22. Juli 1971 
zur Geltung des Abkommens EWG/Libanon vom 22. Juli 1971 

Das Abkommen über den Handelsverkehr und die 
technische Zusammenarbeit zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und ihren Mitglied- 
staaten einerseits und der Republik Libanon ande- 
rerseits, das durch den Briefwechsel vom heutigen 
Tage verlängert wird, gilt weiterhin auch für das 
Land Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland gegenüber den übrigen Ver- 
tragsparteien binnen drei Monaten nach Inkrafttre- 
ten des Verlängerungsabkommens eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 
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Denkschrift 


Das am 21. Mai 1965 zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Libanesischen Republik anderer- 
seits für drei Jahre geschlossene Abkommen über 
den Handelsverkehr und die technische Zusammen- 
arbeit (Gesetz vom 18. Mai 1967 — Bundesgesetzbl. 
1967 II S. 1673) ist am 1. Juli 1968 in Kraft getreten 
(Bundesgesetzbl. 1969 II S. 1464) und am 30. Juni 
1971 ausgelaufen. 

Die Mission Libanons bei den Europäischen Gemein- 
schaften hat mit Schreiben vom 4. Mai 1971 dem Prä- 
sidenten des Rates und der Kommission mitgeteilt, 
daß die libanesische Regierung das Abkommen um 
ein Jahr zu verlängern wünscht. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
hat auf seiner 160. Tagung am 12. Juli 1971 durch 
Beschluß der Verlängerung des Abkommens vom 
21. Mai 1965 zugestimmt. Das entsprechende neue 
Abkommen, das eine Verlängerung des alten Ab- 
kommens um ein Jahr mit Wirkung vom 1. Juli 1971 
vorsieht, ist daraufhin am 22. Juli 1971 in der vorge- 
sehenen Form eines Briefwechsels in Brüssel ge- 
schlossen worden. 

Inhaltlich enthält das zu verlängernde Abkommen 
im wesentlichen die Verpflichtung der Vertragspar- 
teien zur gegenseitigen Gewährung der Meistbegün- 
stigung nach dem Muster des Artikels I GATT so- 
wie nach Maßgabe von im Rahmen des GATT zu- 
lässigen Ausnahmen. Es sieht ferner die Einsetzung 
eines Gemischten Ausschusses vor, der insbeson- 


dere die ordnungsgemäße Durchführung der Han- 
delsbestimmungen des Abkommens überwachen und 
die Entwicklung des beiderseitigen Handelsverkehrs 
prüfen soll. Das Abkommen regelt schließlich Um- 
fang und Verfahren der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der technischen Hilfe, wobei es einerseits 
die Leistungen der Mitgliedstaaten (z. B. Entsendung 
von Sachverständigen, Fachleuten und Lehrkräften, 
fachliche Ausbildung libanesischer Staatsangehöri- 
ger, Bereitstellung technischer Ausrüstungen usw.) 
sowie andererseits die Partnerschaftsleistungen der 
Libanesischen Republik (z. B. Bereitstellung von 
Grundstücken und Gebäuden, Übernahme von Ver- 
waltungskosten) nennt. Durch eine entsprechende 
Formulierung wird hierbei klargestellt, daß die tech- 
nische Hilfe bilateral gewährt wird und für sie allein 
die Mitgliedstaaten zuständig sind. 

Hinsichtlich weiterer Einzelheiten des Abkommens 
wird auf die Denkschrift vom 20. Oktober 1966 
(Deutscher Bundestag Drucksache V/1019 S. 20) ver- 
wiesen. 

Es ist in diesem Zusammenhang noch auf die z. Z. 
laufenden Verhandlungen zwischen der Gemein- 
schaft und Libanon zum Abschluß eines Präferenz- 
abkommens hinzuweisen. Auch im Falle des erfolg- 
reichen Abschlusses eines Präferenzabkommens soll 
das hier zu verlängernde Abkommen jedoch für die 
Bereiche weitergelten, die das Präferenzabkommen 
selbst nicht erfaßt. 

Auswirkungen auf Preise und Preisniveau sind nicht 
zu erwarten. 
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